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Ablauf der Referendumfrist: 24. Juni 1971

#ST# Bundesgesetz
betreffend Änderung

des Schweizerischen Strafgesetzbuches
(Vom 18. März 1971)

Die Bundesversammlung

der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht in eine Botschaft des Buiidesrates vom I.März 19651),

beschliesst:

Das Schweizerische Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937a) wird nach
Massgabe der folgenden Bestimmungen geändert und ergänzt:

Art. 10

2. Zurechnungs- Wer wegen Geisteskrankheit, Schwachsinn oder schwerer Stö-
fähigkeit rang des Bewusstseins zur Zeit der Tat nicht fähig war, das Unrecht
nungsfähigkeit seiner Tat einzusehen oder gemäss seiner Einsicht in das Unrecht

der Tat zu handeln, ist nicht strafbar. Vorbehalten sind Massnah-
men nach Artikel 43 und 44.

Art. U

verminderte War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit
Z u r e c h n u n g s f ä o d e r i t oc*er 'n semem Bewusstsein beeinträchtigt oder geistig mangelhaft

entwickelt, so dass die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen
oder gemäss seiner Einsicht in das Unrecht der Tat zu handeln,
herabgesetzt war, so kann der Richter die Strafe nach freiem Er-
messen mildern (Art. 66). Vorbehalten sind Massnahmen nach
Artikel 42 bis 44 und 1QOWB.

J) 1965 I 561
2> BS 3,203; AS 1951,1; 1967,28 und 29; 1969, 319.
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Art. 13
1 Die Untersuchungs- oder die urteilende Behörde ordnet

eine Untersuchung des Beschuldigten an, wenn sie Zweifel an des-
sen Zurechnungsfähigkeit hat oder wenn zum Entscheid über die
Anordnung einer sichernden Massnahme Erhebungen über dessen
körperlichen oder geistigen Zustand nötig sind.

2 Die Sachverständigen1 äussern sich über die Zurechnungs-
fähigkeit des Beschuldigten sowie auch darüber, ob und in welcher
Form eine Massnahme nach Artikel 42 bis 44 zweckmässig sei.

Zweifelhafter
Geisteszustand
des Beschuldig-
ten

Art. 14 bis 17

Aufgehoben

Art. 35
Die Zuchthausstrafe ist die schwerste Freiheitsstrafe. Ihre i. Freiimti-

kürzeste Dauer ist ein Jahr, die längste Dauer zwanzig Jahre. Wo ^'ucMhaus
das Gesetz es besonders bestimmt, ist sie lebenslänglich. strafe

Vollzug der
Zuchthaus-
und Gefängnis-
strafe

Art. 36
Die kürzeste Dauer der Gefängnisstrafe ist drei Tage. Wo das Gefängnis-

Gesetz nicht ausdrücklich anders bestimmt, ist die längste Dauer strafe

drei Jahre.
Art. 37

1. Der Vollzug der Zuchthaus- und Gefängnisstrafen soll
erziehend auf den Gefangenen einwirken und ihn auf den Wieder-
eintritt in das bürgerliche Leben vorbereiten.

Der Gefangene ist zur Arbeit verpflichtet, die ihm zugewiesen
wird. Er soll womöglich mit Arbeiten beschäftigt werden, die seinen
Fähigkeiten entsprechen und die ihn in den Stand setzen, in der
Freiheit seinen Unterhalt zu erwerben.

2. Zuchthaus- und Gefängnisstrafen können in der gleichen
Anstalt vollzogen werden. Diese ist, unter Vorbehalt von Sonder-
bestimmungen dieses Gesetzes, von den ändern im Gesetz genann-
ten Anstalten zu trennen.

Der Verurteilte, der innerhalb der letzten fünf Jahre vor der
Tat weder eine Zuchthausstrafe noch eine Gefängnisstrafe von
mehr als drei Monaten verbüsst hat und noch nie in eine Anstalt
gemäss Artikel 42 oder 91 Ziffer 2 eingewiesen war, ist in eine An-
stalt für Erstmalige einzuweisen. Er kann in eine andere Anstalt
eingewiesen werden, wenn besondere Umstände wie Gemeinge-
fährlichkeit, ernsthafte Fluchtgefahr oder besondere Gefahr der
Verleitung anderer zu strafbaren Handlungen vorliegen.
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Vollzug kutzer
Gefängnisstra-
fen

Die zuständige Behörde kann ausnahmsweise einen Rück-
fälligen in eine Anstalt für Erstmalige einweisen, wenn dies not-
wendig ist und dem erzieherischen Zweck der Strafe entspricht.

3. Der Gefangene wird während der ersten Stufe des Voll-
zuges in Einzelhaft gehalten. Die Anstaltsleitung kann mit Rück-
sicht auf den körperlichen oder geistigen Zustand des Gefangenen
davon absehen. Sie kann ihn auch später wieder in Einzelhaft zu-
rückversetzen, wenn sein Zustand oder der Zweck des Vollzugs
dies erfordert.

Gefangene, die mindestens die Hälfte der Strafzeit, bei
lebenslänglicher Zuchthausstrafe mindestens zehn Jahre verbüsst
und sich bewährt haben, können in freier geführte Anstalten oder
Anstaltsabteilungen eingewiesen oder auch ausserhalb der Strafan-
stalten beschäftigt werden. Diese Erleichterungen können auch an-
deren Gefangenen gewährt werden, wenn ihr Zustand es erfordert.

Die Kantone regeln Voraussetzungen und Umfang der Er-
leichterungen, die stufenweise dem Gefangenen gewährt werden
können.

Art. 37Ma (neu)

1. Ist für strafbare Handlungen des Verurteilten eine Ge-
fängnisstrafe von nicht mehr als drei Monaten zu vollziehen, so
sind die Bestimmungen über die Haft anwendbar.

Für gleichzeitig vollziehbare Strafen bleibt Artikel 397Ms Ab-
satz l Buchstabe a vorbehalten, ebenso für Gesamtstrafen und
Zusatzstrafen.

2. Ist von einer längeren Gefängnisstrafe des Verurteilten in-
folge der Anrechnung von Untersuchungshaft oder aus ändern
Gründen nur eine Reststrafe von nicht mehr als drei Monaten zu
vollziehen, so bestimmt die Vollzugsbehörde, ob er in eine Anstalt
zum Vollzug von Haftstrafen einzuweisen sei.

Die Vollzugsgrundsätze des Artikels 37 bleiben in der Regel
sinngemäss anwendbar.

3. Der Gefangene ist in jedem Fall zur Arbeit verpflichtet,
die ihm zugewiesen wird.

Bedingte
Entlassung

Art. 38

l. Hat der zu Zuchthaus oder Gefängnis Verurteilte zwei
Drittel der Strafe, bei Gefängnis mindestens drei Monate, verbüsst,
so kann ihn die zuständige Behörde bedingt entlassen, wenn sein
Verhalten während des Strafvollzuges nicht dagegen spricht und
anzunehmen ist, er werde sich in der Freiheit bewähren.
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Hat ein zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurteilter fünf-
zehn Jahre erstanden, so kann ihn die zuständige Behörde bedingt
entlassen.

Die zuständige Behörde prüft von Amtes wegen, ob der Ge-
fangene bedingt entlassen werden kann. Sie holt einen Bericht der
Anstaltsleitung ein. Sie hört den Verurteilten an, wenn er kein
Gesuch gestellt hat oder wenn auf Gesuch hin eine bedingte Ent-
lassung nicht ohne weiteres gegeben ist.

2. Die zuständige Behörde bestimmt dem bedingt Entlassenen
eine Probezeit, während der er unter Schutzaufsicht gestellt werden
kann. Diese Probezeit beträgt mindestens ein und höchstens fünf
Jahre. Wird ein zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurteilter
bedingt entlassen, so beträgt die Probezeit fünf Jahre.

3. Die zuständige Behörde kann dem bedingt Entlassenen
Weisungen über sein Verhalten während der Probezeit erteilen,
insbesondere über Berufsausübung, Aufenthalt, ärztliche Betreu-
ung, Verzicht auf alkoholische Getränke und Schadensdeckung.

4. Begeht der Entlassene während der Probezeit eine strafbare
Handlung, für die er zu einer drei Monate übersteigenden und
unbedingt zu vollziehenden Freiheitsstrafe verurteilt wird, so ord-
net die zuständige Behörde die Rückversetzung an. Wird der Ent-
lassene zu einer milderen oder zu einer bedingt zu vollziehenden
Strafe verurteilt, so kann die zuständige Behörde von der Rück-
versetzung Umgang nehmen.

Handelt der Entlassene trotz förmlicher Mahnung der zustän-
digen Behörde einer ihm erteilten Weisung zuwider, entzieht er sich
beharrlich der Schutzaufsicht oder täuscht er in anderer Weise das
auf ihn gesetzte Vertrauen, so ordnet die zuständige Behörde die
Rückversetzung an. In leichten Fällen kann sie davon Umgang
nehmen.

Die Haft während des Rückversetzungsverfahrens ist auf den
noch zu verbüssenden Strafrest anzurechnen.

Wird von der Rückversetzung Umgang genommen, so kann
die zuständige Behörde den Entlassenen verwarnen, ihm weitere
Weisungen erteilen und die Probezeit höchstens um die Hälfte der
ursprünglich festgesetzten Dauer verlängern.

Trifft eine durch den Entscheid über die Rückversetzung voll-
ziehbar gewordene Reststrafe mit dem Vollzug einer Massnahme
nach Artikel 43, 44 oder 100M8 zusammen, so ist der Vollzug auf-
zuschieben.

Der Vollzug der Reststrafe kann nicht mehr angeordnet wer-
den, wenn seit Ablauf der Probezeit fünf Jahre verstrichen sind.
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5. Bewährt sich der Entlassene bis zum Ablauf der Probezeit,
so ist er endgültig entlassen.

Art. 39

Haftstrafe l. Die Haftstrafe ist die leichteste Freiheitsstrafe. Ihre kürzeste
Dauer ist ein Tag, die längste Dauer drei Monate.

Ist im Gesetz neben der Gefängnisstrafe wahlweise Busse an-
gedroht, so kann der Richter statt auf Gefängnis auf Haft erken-
nen.

2. Die Haftstrafe wird in einer besondern Anstalt vollzogen,
jedenfalls aber in Räumen, die nicht dem Vollzug anderer Frei-
heitsstrafen oder von Massnahmen dienen.

3. Der Haftgefangene wird zur Arbeit angehalten. Es ist ihm
gestattet, sich angemessene Arbeit selbst zu beschaffen. Macht er
von dieser Befugnis keinen Gebrauch, so ist er zur Leistung der
ihm zugewiesenen Arbeit verpflichtet.

Wenn es die Umstände rechtfertigen, kann er ausserhalb der
Anstalt mit Arbeit beschäftigt werden, die ihm zugewiesen wird.

Art. 40

Unterbrechung (Randtitel)
des Vollzuges

Art. 41

Bedingter l. Der Richter kann den Vollzug einer Freiheitsstrafe von nicht
Strafvollzug mehr a]s achtzehn Monaten oder einer Nebenstrafe aufschieben,

wenn Vorleben und Charakter des Verurteilten erwarten lassen,
er werde dadurch von weitern Verbrechen oder Vergehen abge-
halten, und wenn er den gerichtlich oder durch Vergleich fest-
gestellten Schaden, soweit es ihm zuzumuten war, ersetzt hat.

Der Aufschub ist nicht zulässig, wenn der Verurteilte inner-
halb der letzten fünf Jahre vor der Tat wegen eines vorsätzlich be-
gangenen Verbrechens oder Vergehens eine Zuchthaus- oder eine
Gefängnisstrafe von mehr als drei Monaten verbüsst hat. Aus-
landische Urteile sind den schweizerischen gleichgestellt, wenn sie
den Grundsätzen des schweizerischen Rechts nicht widersprechen.

Schiebt der Richter den Strafvollzug auf, so bestimmt er dem
Verurteilten eine Probezeit von zwei bis zu fünf Jahren.

Beim Zusammentreffen mehrerer Strafen kann der Richter
den bedingten Vollzug auf einzelne derselben beschränken.
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2. Der Richter kann den Verurteilten unter Schutzaufsicht
stellen. Er kann ihm für sein Verhalten während der Probezeit be-
stimmte Weisungen erteilen, insbesondere über Berufsausübung,
Aufenthalt, ärztliche Betreuung, Verzicht auf alkoholische Ge-
tränke und Schadensdeckung innerhalb einer bestimmten Frist.

Die Umstände, die den bedingten Strafvollzug rechtfertigen
oder ausschliessen, sowie die Weisungen des Richters sind im Ur-
teil festzuhalten. Der Richter kann die Weisungen nachträglich
ändern.

3. Begeht der Verurteilte während der Probezeit ein Verbre-
chen oder Vergehen, handelt er trotz förmlicher Mahnung des
Richters einer ihm erteilten Weisung zuwider, entzieht er sich be-
harrlich der Schutzaufsicht oder täuscht er in anderer Weise das
auf ihn gesetzte Vertrauen, so lässt der Richter die Strafe vollziehen.

Wenn begründete Aussicht auf Bewährung besteht, kann der
Richter in leichten Fällen statt dessen, je nach den Umständen, den
Verurteilten verwarnen, zusätzliche Massnahmen nach Ziffer 2 an-
ordnen und die im Urteil bestimmte Probezeit um höchstens die
Hälfte verlängern.

Bei Verbrechen oder Vergehen während der Probezeit ent-
scheidet der dafür zuständige Richter auch über den Vollzug der
bedingt aufgeschobenen Strafe oder deren Ersatz durch die vor-
gesehenen Massnahmen. In den übrigen Fällen ist der Richter zu-
ständig, der den bedingten Strafvollzug angeordnet hat.

Trifft eine durch den Widerruf vollziehbar erklärte Strafe mit
dem Vollzug einer Massnahme nach Artikel 43, 44 oder 100Ms zu-
sammen, so ist der Strafvollzug aufzuschieben.

Der Vollzug der aufgeschobenen Strafe kann nicht mehr an-
geordnet werden, wenn seit Ablauf der Probezeit fünf Jahre ver-
strichen sind.

4. Bewährt sich der Verurteilte bis zum Ablauf der Probezeit
und sind die Bussen und die unbedingt ausgesprochenen Neben-
strafen vollzogen, so verfügt die zuständige Behörde des Urteils-
kantons die Löschung des Urteils im Strafregister.

Art. 42

1. Hat der Täter schon zahlreiche Verbrechen oder Vergehen 2. sichernde
vorsätzlich verübt und wurde ihm deswegen durch Zuchthaus- oder Massnalimen

Gefängnisstrafen oder eine Arbeilseraehungsmassnahmc die Frei- vm'oewohi-
heit während insgesamt mindestens zwei Jahren entzogen, oder war £j^ert>re"
er an Stelle des Vollzugs von Freiheitsstrafen bereits als Gewohn-
heitsverbrecher verwahrt, und begeht sr innert fünf Jahren seit der
endgültigen Entlassung ein neues vorsätzliches Verbrechen oder
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Vergehen, das seinen Hang zu Verbrechen oder Vergehen bekundet,
so kann der Richter an Stelle des Vollzuges einer Zuchthaus- oder
Gefängnisstrafe Verwahrung anordnen.

Der Richter lässt den geistigen Zustand des Täters soweit
erforderlich untersuchen.

2. Die Verwahrung ist in einer offenen oder geschlossenen
Anstalt zu vollziehen, jedoch in keinem Falle in einer Anstalt für
Erstmalige, in einer Haftanstalt, in einer Arbeitserziehungsanstalt
oder in einer Trinkerheilanstalt.

3. Der Verwahrte ist zur Arbeit verpflichtet, die ihm zugewie-
sen wird.

Verwahrte, die mindestens die Hälfte der Strafzeit und
wenigstens zwei Jahre in der Anstalt verbracht und sich dort be-
währt haben, können ausserhalb der Anstalt beschäftigt werden.
Diese Erleichterung kann ausnahmsweise auch ändern Verwahr-
ten gewährt werden, wenn es ihr Zustand erfordert.

4. Der Verwahrte bleibt mindestens bis zum Ablauf von zwei
Dritteln der Strafdauer und wenigstens drei Jahre in der Anstalt.
Die vom Richter nach Artikel 69 auf die Strafe angerechnete
Untersuchungshaft ist dabei zu berücksichtigen.

Die zuständige Behörde verfügt auf das Ende der Min-
destdauer die bedingte Entlassung für drei Jahre, wenn sie
annimmt, die Verwahrung sei nicht mehr nötig, und stellt den Ent-
lassenen unter Schutzaufsicht.

Im Falle der Rückversetzung beträgt die Mindestdauer der
neuen Verwahrung in der Regel fünf Jahre.

5. Die Verwahrung kann auf Antrag der zuständigen Behörde
vom Richter ausnahmsweise schon vor Ende der Mindestdauer
von drei Jahren aufgehoben werden, wenn kein Grund zur Ver-
wahrung mehr besteht und zwei Drittel der Strafdauer abgelaufen
sind.

Art. 43
Massnahmen l. Erfordert der Geisteszustand des Täters, der eine vom Gesetz
Abnorm™ mit Zuchthaus oder Gefängnis bedrohte Tat begangen hat, die da-

mit im Zusammenhang steht, ärztliche Behandlung oder besondere
Pflege und ist anzunehmen, dadurch lasse sich die Gefahr weiterer
mit Strafe bedrohter Taten verhindern oder vermindern, so kann
der Richter Einweisung in eine Heil- oder Pflegeanstalt anordnen.
Er kann ambulante Behandlung anordnen, sofern der Täter für
Dritte nicht gefährlich ist.

Gefährdet der Täter infolge seines Geisteszustandes die öffent-
liche Sicherheit in schwerwiegender Weise, so wird vom Richter
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seine Verwahrung angeordnet, wenn diese Massnahme notwendig
ist, um ihn vor weiterer Gefährdung anderer abzuhalten. Die Ver-
wahrung wird in einer geeigneten Anstalt vollzogen.

Der Richter trifft seinen Entscheid auf Grund von Gutachten
über den körperlichen und geistigen Zustand des Täters und über
die Verwahrungs-, Behandlungs- oder Pflegebedürftigkeit.

2. Wird vom Richter Einweisung in eine Heil- oder Pflegeanstalt
oder Verwahrung angeordnet, so schiebt er im Fall einer Freiheits-
strafe deren Vollzug auf.

Zwecks ambulanter Behandlung kann der Richter den Voll-
zug der Strafe aufschieben, um der Art der Behandlung Rechnung
zu tragen. Er kann in diesem Falle entsprechend Artikel 41 Ziffer
2 Weisungen erteilen und wenn nötig eine Schutzaufsicht an-
ordnen.

3. Wird die Behandlung in der Anstalt als erfolglos eingestellt,
so entscheidet der Richter, ob und wieweit aufgeschobene Strafen
noch vollstreckt werden sollen.

Erweist sich die ambulante Behandlung als unzweckmässig
oder für andere gefährlich, erfordert jedoch der Geisteszustand des
Täters eine ärztliche Behandlung oder besondere Pflege, so wird
vom Richter Einweisung in eine Heil- oder Pflegeanstalt angeord-
net. Ist Behandlung in einer solchen Anstalt unnötig, so entschei-
det der Richter, ob und wieweit aufgeschobene Strafen noch voll-
streckt werden sollen.

An Stelle des Strafvollzugs kann der Richter eine andere
sichernde Massnahme anordnen, wenn deren Voraussetzungen er-
füllt sind.

4. Die zuständige Behörde beschliesst die Aufhebung der
Massnahme, wenn ihr Grund weggefallen ist.

Ist der Grund der Massnahme nicht vollständig weggefallen,
so kann die zuständige Behörde eine probeweise Entlassung aus
der Anstalt oder der Behandlung anordnen. Sie kann den Entlasse-
nen unter Schutzaufsicht stellen. Probezeit und Schutzaufsicht wer-
den von ihr aufgehoben, wenn sie nicht mehr nötig sind.

Die zuständige Behörde hat ihren Beschluss dem Richter vor
der Entlassung mitzuteilen.

5. Der Richter entscheidet nach Anhören des Arztes, ob und
wieweit aufgeschobene Strafen im Zeitpunkt der Entlassung aus
der Anstalt oder nach Beendigung der Behandlung noch vollstreckt
werden sollen. Er kann insbesondere vom Strafvollzug ganz ab-
sehen, wenn zu befürchten ist, dass dieser den Erfolg der Massnah-
me erheblich gefährdet.
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Die Dauer des Freiheitsentzugs durch Vollzug der Massnahme
in einer Anstalt ist auf die Dauer einer bei ihrer Anordnung
aufgeschobenen Strafe anzurechnen.

Die zuständige Behörde äussert sich bei der Mitteilung ihres
Beschlusses zur Frage, ob sie der Ansicht ist, der Vollzug von Stra-
fen sei für den Entlassenen nachteilig.

Art. 44

Behandlung l. Ist der Täter trunksüchtig und steht die von ihm begangene
Rauschgift-1"111 Tat damit im Zusammenhang, so kann der Richter seine Einwei-
suchtigen sung jn eme Trinkerheilanstalt oder, wenn nötig, in eine andere

Heilanstalt anordnen, um die Gefahr künftiger Verbrechen oder
Vergehen zu verhüten. Der Richter kann auch ambulante Behand-
lung anordnen. Artikel 43 Ziffer 2 ist entsprechend anwendbar.

Der Richter holt, soweit erforderlich, ein Gutachten über den
körperlichen und geistigen Zustand des Täters sowie über die
Zweckmässigkeit der Behandlung ein.

2. Die Trinkerheilanstalt ist von den übrigen Anstalten dieses
Gesetzes getrennt zu führen.

3. Zeigt sich, dass der Eingewiesene nicht geheilt werden kann
oder sind die Voraussetzungen der bedingten Entlassung nach zwei
Jahren Aufenthalt in der Anstalt noch nicht eingetreten, so ent-
scheidet nach Einholung eines Berichts der Anstaltsleitung der
Richter, ob und wieweit aufgeschobene Strafen noch vollstreckt
werden sollen.

An Stelle des Strafvollzuges kann der Richter eine andere
sichernde Massnahme anordnen, wenn deren Voraussetzungen er-
füllt sind.

4. Hält die zuständige Behörde den Eingewiesenen für geheilt,
so beschliesst sie dessen Entlassung aus der Anstalt.

Die zuständige Behörde kann ihn für ein bis drei Jahre bedingt
entlassen und ihn für diese Zeit unter Schutzaufsicht stellen.

Die zuständige Behörde hat ihren Beschluss dem Richter
vor der Entlassung mitzuteilen.

5. Der Richter entscheidet, ob und wieweit aufgeschobene Stra-
fen im Zeitpunkt der Entlassung aus der Anstalt oder der Behand-
lung noch vollstreckt werden sollen. Die zuständige Behörde äussert
sich hierüber bei der Mitteilung ihres Beschlusses. Die Dauer des
Freiheitsentzuges durch den Vollzug der Massnahme in einer An-
stalt ist auf die Dauer der bei ihrer Anordnung aufgeschobenen
Strafe anzurechnen.
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6. Dieser Artikel ist sinngemäss auf Rauschgiftsüchtige an-
wendbar.

Die zuständige Behörde bestimmt die für die Behandlung ge-
eignete Anstalt.

Art. 45

1. Die zuständige Behörde prüft von Amtes wegen, ob Bedingte und
und wann die bedingte oder probeweise Entlassung anzuord- ImSssung
nen ist.

In bezug auf die bedingte oder probeweise Entlassung aus einer
Anstalt nach Artikel 42 oder 43 hat die zuständige Behörde min-
destens einmal jährlich Beschluss zu fassen, bei Verwahrung
nach Artikel 42 erstmals auf das Ende der gesetzlichen Mindest-
dauer.

In allen Fällen hat sie vor dem Entscheid den zu Entlassenden
oder seinen Vertreter anzuhören und von der Anstaltsleitung einen
Bericht einzuholen.

2. Die zuständige Behörde kann dem Entlassenen Weisungen
über sein Verhalten während der Probezeit erteilen, insbesondere
über Berufsausübung, Aufenthalt, ärztliche Betreuung, Verzicht
auf alkoholische Getränke und Schadensdeckung.

3. Begeht der Entlassene während der Probezeit ein Verbre-
chen oder Vergehen, für das er zu einer drei Monate übersteigen-
den und unbedingt zu vollziehenden Freiheitsstrafe verurteilt wird,
so beantragt die zuständige Behörde dem Richter den Vollzug
aufgeschobener Strafen oder ordnet die Rückversetzung an.

Wird der Entlassene zu einer milderen oder zu einer bedingt zu
vollziehenden Strafe verurteilt, so kann die zuständige Behörde
von einem Antrag an den Richter auf Vollzug aufgeschobener
Strafen absehen und von der Rückversetzung Umgang nehmen.

Handelt der Entlassene trotz förmlicher Mahnung der zu-
ständigen Behörde einer ihm erteilten Weisung zuwider, entzieht
er sich beharrlich der Schutzaufsicht oder täuscht er in anderer
Weise das auf ihn gesetzte Vertrauen, so beantragt die zuständige
Behörde dem Richter den Vollzug aufgeschobener Strafen oder ord-
net die Rückversetzung an. In leichten Fällen kann die zuständige
Behörde von einem Antrag auf Vollzug aufgeschobener Strafen
absehen und von der Rückversetzung Umgang nehmen.

Wird von der Rückversetzung Umgang genommen, so kann
die zuständige Behörde den Entlassenen verwarnen, ihm weitere
Weisungen erteilen und die Probezeit höchstens um die Hälfte der
ursprünglich festgesetzten Dauer verlängern.
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Die zuständige Behörde kann die Rückversetzung auch an-
ordnen, wenn es sich herausstellt, dass der Zustand des Täters dies
erfordert.

Bei Rückversetzung in den Vollzug der Massnahme des Ar-
tikels 44 beträgt die neue Höchstdauer zwei Jahre. Die Gesamt-
dauer der Massnahme bei mehrfacher Rückversetzung darf jedoch
sechs Jahre nicht überschreiten.

Diese Ziffer gilt sinngemäss, wenn eine ambulante Behand-
lung unter Aufschub der Strafe gemäss Artikel 43 oder 44 ange-
ordnet wurde.

4. Bewährt sich der Entlassene bis zum Ablauf der Probezeit,
so ist er endgültig entlassen.

5. Artikel 40 über Unterbrechung des Vollzugs ist anwendbar,
soweit der Zweck der Massnahme dies zulässt.

6. Sind seit der Verurteilung, dem Rückversetzungsbeschluss
oder der Unterbrechung der Massnahme mehr als fünf Jahre ver-
strichen, ohne dass deren Vollzug begonnen oder fortgesetzt wer-
den konnte, so entscheidet der Richter, ob und wieweit die nicht
vollzogenen Strafen noch vollstreckt werden sollen, wenn die
Massnahme nicht mehr nötig ist. Für die Verwahrung ist die Frist
zehn Jahre; im Fall der Strafverjährung ist auch die Verwahrung
nicht mehr zu vollziehen.

3. Gemeinsame
Bestimmungen
für Freiheits-
strafen und
sichernde
Massnahmen

Art. 46

1. In allen Anstalten werden Männer und Frauen getrennt.
2. In der Anstalt sind die dem seelischen, geistigen und körper-

lichen Wohl der Eingewiesenen dienenden geeigneten Massnahmen
zu treffen und die entsprechenden Einrichtungen bereitzustellen.

3. Dem Rechtsanwalt und dem nach kantonalem Recht an-
erkannten Rechtsbeistand stehen in einem gerichtlichen oder
administrativen Verfahren innerhalb der allgemeinen Anstaltsord-
nung das Recht zum freien Verkehr mit dem Eingewiesenen zu,
soweit nicht eidgenössische oder kantonale Verfahrensgesetze ent-
gegenstehen. Bei Missbrauch kann die Anstaltsleitung mit Zustim-
mung der zuständigen Behörde den freien Verkehr untersagen.

Der Briefverkehr mit Aufsichtsbehörden ist gewährleistet.

Art. 47

Schutzaufsicht Die Schutzaufsicht sucht den ihr Anvertrauten zu einem ehr-
lichen Fortkommen zu verhelfen, indem sie ihnen mit Rat und Tat
beisteht, namentlich bei der Beschaffung vonUnterkunftund Arbeit.
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Sie beaufsichtigt die ihr Anvertrauten unauffällig, so dass
ihr Fortkommen nicht erschwert wird.

Sie hat darauf zu achten, dass trunksüchtige, rauschgiftsüch-
tige oder wegen ihres geistigen oder körperlichen Zustandes zu
Rückfällen neigende Schützlinge in einer geeigneten Umgebung
untergebracht und, wenn nötig, ärztlich betreut werden.

Art. 48 Ziff. l Abs. l

l. Bestimmt es das Gesetz nicht ausdrücklich anders, so ist der
Höchstbetrag der Busse vierzigtausend Franken.

Art. 49 Ziff. 3 Abs. 3 und Ziff. 4

Im Falle der Umwandlung werden dreissig Franken Busse
einem Tag Haft gleichgesetzt, doch darf die Umwandlungsstrafe
die Dauer von drei Monaten nicht übersteigen. Die Bestimmungen
über den bedingten Strafvollzug sind auf die Umwandlungsstrafe
anwendbar.

4. Sind die Voraussetzungen von Artikel 41 Ziffer l ge-
geben, so kann der Richter im Urteil anordnen, dass der Eintrag
der Verurteilung zu einer Busse im Strafregister zu löschen sei,
wenn der Verurteilte bis zum Ablauf einer vom Richter anzuset-
zenden Probezeit von einem bis zu zwei Jahren nicht wegen einer
während dieser Zeit begangenen strafbaren Handlung verurteilt
wird und wenn die Busse bezahlt, abverdient oder erlassen ist. Ar-
tikel 41 Ziffern 2 und 3 ist sinngemäss anwendbar.

Die Löschung ist von der zuständigen Behörde des mit dem
Vollzug betrauten Kantons von Amtes wegen vorzunehmen.

Art. 51

1. Wer als Behördemitglied oder Beamter durch ein Ver- s. Nebenstraf en
brechen oder Vergehen sich des Vertrauens unwürdig erwiesen ^™tsunfahls-
hat, ist vom Richter auf zwei bis zehn Jahre unfähig zu erklären,
Mitglied einer Behörde oder Beamter zu sein.

2. Wer zu Zuchthaus oder Gefängnis verurteilt wird, kann
vom Richter auf zwei bis zehn Jahre von der Wählbarkeit als
Behördemitglied oder Beamter ausgeschlossen werden, wenn er
sich durch seine Tat des Vertrauens unwürdig erwiesen hat.

Wer als Gewohnheitsverbrecher nach Artikel 42 in eine Ver-
wahrungsanstalt eingewiesen wird, bleibt zehn Jahre lang nicht
wählbar.
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3. Die Folgen der Amtsunfähigkeit treten mit der Rechts-
kraft des Urteils ein.

Die Dauer wird vom Tage an gerechnet, an welchem die
Freiheitsstrafe verbüsst oder erlassen ist, bei bedingter Entlassung
für den in der Probezeit sich bewährenden Tater beginnend mit
dem Tage, an dem er bedingt entlassen wurde, bei der Ver-
wahrung mit dem Tag der endgültigen Entlassung.

Art. 52

Aufgehoben

Art. 64

Der Richter kann die Strafe mildern:
... wohl verhalten hat;
wenn der Täter im Alter von achtzehn bis zwanzig Jahren

noch nicht die volle Einsicht in das Unrecht seiner Tat besass.

Art. 67

schJr'fimg 1. Wird der Täter zu Zuchthaus oder Gefängnis verurteilt und
Ruckfaii sind zur Zeit der Tat noch nicht fünf Jahre vergangen, seit er eine

Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe ganz oder teilweise verbüsst hat,
so erhöht der Richter die Dauer der Strafe, darf aber das Höchst-
mass der Strafart nicht überschreiten.

Dem Vollzug der Vorstrafe sind gleichgestellt der Vollzug
einer sichernden Massnahme in einer Anstalt nach Artikel 42, 43,
44 oder einer Massnahme nach Artikel 100bl8 sowie der Erlass
durch Begnadigung.

2. Der Vollzug entsprechender Vorstrafen oder Massnahmen
im Ausland ist dem Vollzug in der Schweiz gleichgestellt, wenn das
Urteil den Grundsätzen des schweizerischen Rechts nicht wider-
spricht.

Art. 72

(Die Änderung betrifft nur den französischen Text)

Art. 74

Beginn Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem das Urteil recht-
lich vollstreckbar wird, beim bedingten Strafvollzug oder beim
Vollzug einer Massnahme mit dem Tag, an dem der Vollzug der
Strafe angeordnet wird.
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Art. 75

1. Die Verjährung einer Freiheitsstrafe ruht während des un- Ruhen una
unterbrochenen Vollzugs dieser oder einer ändern Freiheitsstrafe nter rec ung

oder sichernden Massnahme, die unmittelbar vorausgehend voll-
zogen wird, und während der Probezeit bei bedingter Entlas-
sung.

2. Die Verjährung wird unterbrochen durch den Vollzug und
durch jede auf Vollstreckung der Strafe gerichtete Handlung der
Behörde, der die Vollstreckung obliegt.

Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist neu zu
laufen. Jedoch ist die Strafe in jedem Falle verjährt, wenn die
ordentliche Verjährungsfrist um die Hälfte überschritten ist.

Art. 76

Aufgehoben

Art. 77

Ist der Täter unfähig erklärt worden, Mitglied einer Behörde Wiederein-
oder Beamter zu sein, und ist das Urteil seit mindestens zwei AmSfhigkät
Jahren vollzogen, so kann ihn der Richter auf sein Gesuch wieder
wählbar erklären, wenn sein Verhalten dies rechtfertigt und wenn
er den gerichtlich oder durch Vergleich festgestellten Schaden
ersetzt hat.

Art. 80

1. Der Strafregisterführer löscht den Eintrag von Amtes we- Löschung des
gen, wenn seit dem Urteil über die richterlich zugemessene Dauer st?à£?gìs™r
der Freiheitsstrafe hinaus folgende Fristen verstrichen sind :

bei Zuchthaus und Verwahrung nach Artikel 42 zwanzig
Jahre,

bei Gefängnis, den übrigen sichernden Massnahmen und der
Massnahme nach Artikel 100Ms, fünfzehn Jahre,

bei Haft und den nach Artikel 37Ms Ziffer l vollziehbaren
Gefängnisstrafen von nicht mehr als drei Monaten zehn Jahre.

Bei Busse als Hauptstrafe wird der Eintrag zehn Jahre nach
dem Urteil gelöscht.

2. Der Richter kann auf Gesuch des Verurteilten die Löschung
verfügen, wenn das Verhalten des Verurteilten dies rechtfertigt und
der Verurteilte den gerichtlich oder durch Vergleich festgestellten
Schaden, soweit es ihm zuzumuten war, ersetzt hat, die Busse be-
zahlt, abverdient oder erlassen und das Urteil bezüglich der Neben-
strafen vollzogen ist.

Bundesblatt. 123.Jahig. Bd.I 33
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In diesen Fällen betragen die Fristen für die Löschung seit
Vollzug des Urteils :

bei Zuchthaus und Verwahrung nach Artikel 42 zehn Jahre,
bei Gefängnis, den übrigen sichernden Massnahmen und den

Massnahmen nach Artikel 100bla fünf Jahre,
bei Haft, den nach Artikel 37Ms Ziffer l vollziehbaren Ge-

fängnisstrafen von nicht mehr als drei Monaten und der Busse als
Hauptstrafe zwei Jahre.

Die Löschung kann schon früher verfügt werden, wenn ein
besonders verdienstliches Verhalten des Verurteilten dies recht-
fertigt.

Der für die Löschung des zuletzt eingetragenen Urteils zu-
ständige Richter ist befugt, auch die gleichzeitige Löschung der
ändern Eintragungen zu verfügen, wenn die Voraussetzungen er-
füllt sind.

Art. 81 Abs. l und 2
1 Der Verbüssung der Strafe wird der Erlass durch Begnadi-

gung gleichgestellt, bei der Busse auch der Ausschluss ihrer Um-
wandlung.

2 Wenn sich ein bedingt Entlassener bewährt hat, so laufen die
Fristen zur Stellung des Rehabilitationsgesuches vom Tag der be-
dingten Entlassung an. War der Verurteilte nach Artikel 42 ver-
wahrt, so ist eine Rehabilitation nicht früher als fünf Jahre nach
seiner endgültigen Entlassung zulässig.

Vierter Titel: Kinder und Jugendliche

Erster Abschnitt: Kinder

Art. 82

Altersgrenzen * Kinder, die das siebente Altersjahr noch nicht zurückgelegt
haben, fallen nicht unter dieses Gesetz.

2 Begeht ein Kind, welches das siebente, aber nicht das fünf-
zehnte Altersjahr zurückgelegt hat, eine vom Gesetz mit Strafe be-
drohte Tat, so gelten die nachstehenden Bestimmungen.

Art. 83

(Die Änderung betrifft nur den französischen Text)
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Art. 84
1 Bedarf das Kind einer besondern erzieherischen Betreuung,

namentlich wenn es schwererziehbar, verwahrlost oder erheblich
gefährdet ist, so wird von der urteilenden Behörde die Erziehungs-
hilfe, die Unterbringung in einer geeigneten Familie oder in einem
Erziehungsheim angeordnet.

2 Durch die Erziehungshilfe ist dafür zu sorgen, dass das Kind
angemessen gepflegt, erzogen und unterrichtet wird.

Erziehungs-
massnahmen

Art. 85
1 Erfordert der Zustand des Kindes eine besondere Behand-

lung, namentlich wenn das Kind geisteskrank, schwachsinnig,
blind, erheblich gehör- oder sprachbehindert, epileptisch oder in
seiner geistigen oder sittlichen Entwicklung erheblich gestört oder
ungewöhnlich zurückgeblieben ist, so ordnet die urteilende Behörde
die notwendige Behandlung an.

2 Diese Behandlung kann jederzeit auch neben den Massnah-
men des Artikels 84 angeordnet werden.

Besondere
Behandlung

Art. 86
1 Die urteilende Behörde kann die getroffene Massnahme Änderung der

durch eine andere Massnahme ersetzen.
2 Vorgängig kann die Beobachtung des Kindes während

einer gewissen Zeit angeordnet werden.

Massnahmen

Art. 86™ (neu)
1 Die vollziehende Behörde überwacht in allen Fällen die Er-

ziehung und die besondere Behandlung des Kindes.
2 Wenn das Kind das fünfzehnte Altersjahr zurückgelegt hat,

können auf Anordnung der vollziehenden Behörde die Mass-
nahmen nach den Artikeln 91 bis 94 vollzogen werden.

3 Die vollziehende Behörde hebt die getroffenen Massnahmen
auf, wenn sie ihren Zweck erreicht haben, spätestens jedoch mit dem
zurückgelegten zwanzigsten Altersjahr. Bei Heimversorgung ist die
Heimleitung anzuhören.

Art. 87
1 Bedarf das Kind weder einer Erziehungsmassnahme noch be-

sonderer Behandlung, so erteilt ihm die urteilende Behörde einen
Verweis oder verpflichtet es zu einer Arbeitsleistung oder verhängt
Schularrest von einem bis zu sechs Halbtagen.

2 In geringfügigen Fällen kann die urteilende Behörde auch von
diesen Disziplinarstrafen absehen und die Ahndung dem Inhaber
der elterlichen Gewalt überlassen.

Vollzug und
Aufhebung der
Massnahmen

Disziplinar-
strafen



512

Absehen von
Massnahmen
und Diszipli-
narstrafen

Art. 88

Die urteilende Behörde kann von jeder Massnahme oder
Disziplinarstrafe absehen,

wenn bereits eine geeignete Massnahme getroffen oder das
Kind bestraft worden ist,

wenn das Kind aufrichtige Reue betätigt, insbesondere den
Schaden durch eigene Leistung, soweit möglich, wiedergutgemacht
hat,

oder wenn seit der Tat drei Monate verstrichen sind.

Zweiter Abschnitt: Jugendliche

Art. 89

Altersgrenzen Begeht ein Jugendlicher, der das fünfzehnte, aber nicht das
achtzehnte Altersjahr zurückgelegt hat, eine vom Gesetz mit
Strafe bedrohte Tat, so gelten die nachstehenden Bestimmungen.

Art. 90

(Die Änderung betrifft nur den französischen Text)

Erziehungs-
massnahmen

Art. 91

1. Bedarf der Jugendliche einer besondern erzieherischen Be-
treuung, namentlich wenn er schwererziehbar, verwahrlost oder
erheblich gefährdet ist, so wird von der urteilenden Behörde die
Erziehungshilfe, die Unterbringung in einer geeigneten Familie
oder in einem Erziehungsheim angeordnet.

Mit der Erziehungshilfe kann Einschliessung bis zu vierzehn
Tagen oder Busse verbunden werden.

Dem Jugendlichen können jederzeit bestimmte Weisungen er-
teilt werden, insbesondere über Erlernung eines Berufes, Aufent-
halt, Verzicht auf alkoholische Getränke und Ersatz des Schadens
innert bestimmter Frist.

Durch die Erziehungshilfe ist dafür zu sorgen, dass der Ju-
gendliche angemessen gepflegt, erzogen, unterrichtet und beruflich
ausgebildet wird, dass er regelmässig arbeitet und seine Freizeit
und seinen Verdienst angemessen verwendet.

2. Ist der Jugendliche besonders verdorben oder hat er ein
Verbrechen oder ein schweres Vergehen verübt, das einen hohen
Grad der Gefährlichkeit oder Schwererziehbarkeit bekundet, so
wird von der urteilenden Behörde seine Einweisung in ein Erzie-
hungsheim für eine Mindestdauer von zwei Jahren angeordnet.
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Art. 92
1 Erfordert der Zustand des Jugendlichen eine besondere Be-

handlung, namentlich wenn der Jugendliche geisteskrank, schwach-
sinnig, blind, erheblich gehör- oder sprachbehindert, epileptisch,
trunksüchtig, rauschgiftsüchtig oder in seiner geistigen oder sittli-
chen Entwicklung erheblich gestört oder ungewöhnlich zurück-
geblieben ist, so ordnet die urteilende Behörde die notwendige
Behandlung an.

2 Diese Behandlung kann jederzeit auch neben den Massnah-
men des Artikels 91 angeordnet werden.

Besondere
Behandlung

Art. 93
1 Die urteilende Behörde kann die getroffene Massnahme Änderung der

durch eine andere Massnahme ersetzen.
2 Vorgängig kann die Beobachtung des Jugendlichen während

einer gewissen Zeit angeordnet werden.

Massnahmen

Art. 93™* (neu)
1 Die vollziehende Behörde überwacht in allen Fällen die Er- Vollzug und

Ziehung und die besondere Behandlung des Jugendlichen. S^ArtSt™
2 Ist ein Jugendlicher in ein Erziehungsheim eingewiesen anltau"188'

worden, so kann die vollziehende Behörde die Massnahme in einer
Arbeitserziehungsanstalt durchführen lassen, wenn er das sieb-
zehnte Altersjahr zurückgelegt hat.

Einweisung in
ein Erziehungs-
heim für beson-
ders schwierige
Jugendliche

Art. 93teT (neu)
1 Erweist sich der nach Artikel 91 in ein Erziehungsheim

oder nach Artikel 93Ws in eine Arbeitserziehungsanstalt Einge-
wiesene als ausserordentlich schwer erziehbar, so kann ihn die
vollziehende Behörde, wenn nötig nach Einholung eines Gutach-
tens, in ein Therapieheim einweisen.

2 Erweist sich der Jugendliche in einem Erziehungsheim als
untragbar und gehört er nicht in ein Therapieheim, so kann ihn die
vollziehende Behörde in eine Anstalt für Nacherziehung einweisen.
Eine vorübergehende Versetzung kann auch aus disziplinarischen
Gründen erfolgen.

Aft. 94

l. Hat der Jugendliche mindestens ein Jahr in einer oder meh- Bedingte Ent-
reren Anstalten nach Artikel 91 Ziffer l, 93Ms Absatz 2 oder Artikel AutSnfder
93ter zugebracht, im Falle der Einweisung nach Artikel 91 Ziffer 2 Massnahme
mindestens zwei Jahre, und ist anzunehmen, der Zweck der Mass-
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nähme sei erreicht, so kann ihn die vollziehende Behörde nach An-
hören der Anstaltsleitung bedingt entlassen. Sie bestimmt eine
Probezeit von sechs Monaten bis zu drei Jahren. Sie stellt den
Entlassenen unter Schutzaufsicht. Damit können Weisungen nach
Artikel 91 Ziffer l Absatz 3 verbunden werden.

2. Handelt der Entlassene während der Probezeit trotz förm-
licher Mahnung der zuständigen Behörde einer ihm erteilten Wei-
sung zuwider oder missbraucht er in anderer Weise die Freiheit,
so kann ihn die vollziehende Behörde verwarnen, ihm bestimmte
Weisungen erteilen, ihn in eine Anstalt zurückversetzen oder der
urteilenden Behörde die Anordnung einer ändern Massnahme be-
antragen.

Nötigenfalls kann die vollziehende Behörde die Probezeit höch-
stens bis auf drei Jahre, aber nicht über das zweiundzwanzigste
Altersjahr hinaus verlängern. Wurde der bedingt zu Entlassende
nach Artikel 91 Ziffer 2 in ein Erziehungsheim eingewiesen, kann
die Probezeit bis auf fünf Jahre verlängert werden, aber nicht über
das fünfundzwanzigste Altersjahr hinaus.

3. Bewährt sich der Entlassene bis zum Ablauf der Probezeit,
so ist er endgültig entlassen. Die vollziehende Behörde verfügt die
Löschung des Eintrags im Strafregister.

4. Die vollziehende Behörde hebt die übrigen Massnahmen
nach Artikel 91 Ziffer l auf, sobald sie ihren Zweck erreicht haben.

Haben sie ihren Zweck nicht vollständig erreicht, so kann die
vollziehende Behörde den Jugendlichen bedingt entlassen. Es kön-
nen damit Weisungen nach Artikel 91 Ziffer l Absatz 3 und Schutz-
aufsicht verbunden werden. Ziffer 2 Absatz l ist sinngemäss an-
wendbar. Weisungen und Schutzaufsicht werden aufgehoben,
wenn sie nicht mehr nötig sind.

5. Die vollziehende Behörde hebt die Einweisung in ein Er-
ziehungsheim nach Artikel 91 Ziffer 2 spätestens mit dem zurück-
gelegten fünfundzwanzigsten Altersjahr des Jugendlichen auf, die
übrigen Massnahmen mit dem zurückgelegten zweiundzwanzigsten
Altersjahr.

Art. 94^ (neu)
Entlassung aus Die vollziehende Behörde verfügt die Entlassung aus einer
sSianSungra Anstalt nach Artikel 92, sobald der Grund der Massnahme weg-

gefallen ist. Ist der Grund nicht vollständig weggefallen, so kann die
vollziehende Behörde eine probeweise Entlassung aus der Anstalt
verfügen. Artikel 94 Ziffer l bis 3 ist sinngemäss anwendbar. Die
vollziehende Behörde kann die Rückversetzung auch anordnen,
wenn es sich herausstellt, dass der Zustand des Zöglings dies er-
fordert.
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Art. 95
1. Bedarf der Jugendliche weder einer Erziehungsmassnahme Bestrafung

noch besonderer Behandlung, so erteilt ihm die urteilende Behörde
einen Verweis oder verpflichtet ihn zu einer Arbeitsleistung oder
bestraft ihn mit Busse oder mit Einschliessung von einem Tag bis zu
einem Jahr. Einschliessung und Busse können verbunden werden. '

Begeht ein Jugendlicher, für den schon eine Massnahme ange-
ordnet ist, eine neue strafbare Tat und genügt die Weiterführung
der Massnahme oder ihre Änderung allein nicht, so kann er mit
Busse oder mit Einschliessung bestraft werden. Ist er in einer An-
stalt versorgt, so ist deren Leiter anzuhören. Einschliessung und
Busse können verbunden werden.

2. Wird der Jugendliche mit Busse bestraft, so sind die Artikel
48 bis 50 dieses Gesetzes anzuwenden. Doch tritt im Falle der
Umwandlung an Stelle der Haft die Einschliessung.

3. Die Einschliessung wird in einem für Jugendliche geeigneten
Raum vollzogen, jedoch nicht in einer Straf- oder Verwahrungs-
anstalt. Einschliessung von mehr als einem Monat ist durch Ein-
weisung in ein Erziehungsheim zu vollziehen. Nach vollendetem
achtzehnten Altersjahr kann die Einschliessung in einem Haftlokal
vollzogen werden, bei Einschliessung von mehr als einem Monat
durch Einweisung in eine Arbeitserziehungsanstalt.

Der Jugendliche wird angemessen beschäftigt und erzieherisch
betreut.

Wird die Einschliessung binnen drei Jahren nicht vollzogen,
so fällt sie dahin.

4. Sind zwei Drittel der Einschliessung verbüsst worden, min-
destens aber ein Monat, so kann die vollziehende Behörde von sich
aus oder auf Antrag, nach Anhören des Anstaltsleiters, die be-
dingte Entlassung gewähren. Die vollziehende Behörde bestimmt
eine Probezeit von sechs Monaten bis zu drei Jahren. Sie stellt den
Entlassenen unter Schutzaufsieht. Damit können Weisungen nach
Artikel 91 Ziffer l Absatz 3 verbunden werden.

5. Handelt der Entlassene während der Probezeit trotz förm-
licher Mahnung der zuständigen Behörde einer ihm erteilten Wei-
sung zuwider, oder täuscht er in anderer Weise das auf ihn gesetzte
Vertrauen, so verfügt die vollziehende Behörde die Rückver-
setzung. In leichten Fällen kann sie statt dessen den Jugendlichen
verwarnen, ihm weitere Weisungen erteilen und die Probezeit
höchstens um die Hälfte der ursprünglich festgesetzten Dauer ver-
längern.

Bewährt sich der Entlassene bis zum Ablauf der Probezeit, so
ist er endgültig entlassen. Die vollziehende Behörde verfügt die
Löschung des Eintrags im Strafregister.
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Bedingter
Strafvollzug

Aufschub der
Anordnung
einer Strafe
oder
Massnahme

Absehen von
Massnahmen
oder Strafen

Art. 96

1. Die urteilende Behörde kann die Einschliessung und den
Vollzug der Busse aufschieben und eine Probezeit von sechs Mona-
ten bis zu drei Jahren bestimmen, wenn nach Verhalten und
Charakter des Jugendlichen zu erwarten ist, dass er keine weiteren
strafbaren Handlungen begehen werde, insbesondere wenn er vor-
her noch keine oder nur geringfügige strafbare Handlungen be-
gangen hat.

2. Der Jugendliche wird unter Schutzaufsicht gestellt, wenn
nicht besondere Umstände eine Ausnahme begründen. Dem Jugend-
lichen können Weisungen gemäss Artikel 91 Ziffer l Absatz 3
erteilt werden.

3. Handelt der Jugendliche während der Probezeit trotz förm-
licher Mahnung der zuständigen Behörde einer ihm erteilten Wei-
sung zuwider, oder täuscht er in anderer Weise das auf ihn gesetzte
Vertrauen, so verfügt die urteilende Behörde den Vollzug der Stra-
fe.

Statt den Strafvollzug anzuordnen, kann die urteilende Be-
hörde in leichten Fällen den Jugendlichen verwarnen, ihm weitere
Weisungen erteilen und die Probezeit höchstens um die Hälfte der
ursprünglich festgesetzten Dauer verlängern.

4. Bewährt sich der Jugendliche bis zum Ablauf der Probezeit,
so verfügt die urteilende Behörde die Löschung des Eintrags im
Strafregister.

Art. 97
1 Kann nicht mit Sicherheit beurteilt werden, ob der Jugend-

liche einer der vorgesehenen Massnahmen bedarf oder ob er zu
bestrafen ist, so kann die urteilende Behörde den Entscheid hier-
über aufschieben. Sie setzt eine Probezeit von sechs Monaten bis
zu drei Jahren fest und kann ihm Weisungen nach Artikel 91
Ziffer l Absatz 3 erteilen. Die weitere Entwicklung des Jugend-
lichen wird überwacht.

2 Bewährt sich der Jugendliche während der Probezeit nicht,
so verhängt die urteilende Behörde Einschliessung oder Busse oder
eine der vorgesehenen Massnahmen.

8 Bewährt sich der Jugendliche bis zum Ablauf der Probezeit,
so beschliesst die urteilende Behörde, von jeder Massnahme oder
Strafe abzusehen.

Art. 98

Die urteilende Behörde kann von jeder Massnahme oder
Strafe absehen,
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wenn bereits eine geeignete Massnahme getroffen oder der
Jugendliche bestraft worden ist,

wenn der Jugendliche aufrichtige Reue betätigt, insbesondere
den Schaden durch eigene Leistung, soweit möglich, wiedergutge-
macht hat,

oder wenn seit der Tat ein Jahr verstrichen ist.

Art. 99

1. Der Strafregisterf uhrer löscht den Eintrag von Amtes we- Loschung des
gen, wenn seit dem Urteil fünf Jahre, bei Einweisung in eine An- stSaeCis'ter
stalt nach Artikel 91 Ziffer 2 zehn Jahre verstrichen sind.

2. Die urteilende Behörde kann auf Gesuch die Löschung
schon nach zwei Jahren seit Vollzug des Urteils verfügen, wenn
das Verhalten des Gesuchstellers dies rechtfertigt und wenn er den
behördlich oder durch Vergleich festgestellten Schaden, soweit es
ihm zuzumuten war, ersetzt hat.

Hat der Gesuchsteller bei Beendigung der Erziehungsmass-
nahme das zwanzigste Altersjahr überschritten, so kann die
urteilende Behörde die Löschungsfrist verkürzen.

3. Die urteilende Behörde kann im Urteil verfügen, dass es
nicht im Strafregister einzutragen ist, wenn besondere Umstände
dies rechtfertigen und der Täter nur eine leichte strafbare Handlung
begangen hat.

4. Die für die Löschung des zuletzt eingetragenen Urteils zu-
ständige urteilende Behörde ist befugt, auch die gleichzeitige
Löschung der ändern Eintragungen zu verfügen, wenn die Voraus-
setzungen erfüllt sind.

Fünfter Titel: Junge Erwachsene

Art. 100
1 Hat der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte, aber nicht

das fünfundzwanzigste Altersjahr zurückgelegt, so gelten unter
Vorbehalt von Artikel 100bls und 100ter die allgemeinen Bestim-
mungen des Gesetzes.

2 Soweit erforderlich, macht der Richter Erhebungen über das
Verhalten des Täters, seine Erziehung und seine Lebensverhältnisse
und zieht Berichte und Gutachten über dessen körperlichen und
geistigen Zustand sowie die Erziehbarkeit zur Arbeit ein.

Altersgrenzen,
Erhebungen
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Art. /00Ms (neu)

Einweisung in 1. Ist der Täter in seiner charakterlichen Entwicklung erheb-
/îêhiœgsanstait üch gestört oder gefährdet, oder ist er verwahrlost, liederlich oder

arbeitsscheu, und steht seine Tat damit im Zusammenhang, so
kann der Richter an Stelle einer Strafe seine Einweisung in eine
Arbeitserziehungsanstalt anordnen, wenn anzunehmen ist, durch
diese Massnahme lasse sich die Gefahr künftiger Verbrechen oder
Vergehen verhüten.

• 2. Die Arbeitserziehungsanstalt ist von den übrigen Anstalten
dieses Gesetzes getrennt zu führen.

3. Der Eingewiesene wird zur Arbeit erzogen. Dabei ist auf
seine Fähigkeiten Rücksicht zu nehmen; er soll in Stand gesetzt
werden, in der Freiheit seinen Unterhalt zu erwerben. Seine cha-
rakterliche Festigung, seine geistige und körperliche Entwicklung
sowie seine beruflichen Kenntnisse sind nach Möglichkeit zu för-
dern.

Dem Eingewiesenen kann eine berufliche Ausbildung oder
Tätigkeit ausserhalb der Anstalt ermöglicht werden.

4. Widersetzt sich der Eingewiesene beharrlich der Anstalts-
disziplin oder erweist er sich gegenüber den Erziehungsmethoden
der Arbeitserziehungsanstalt als unzugänglich, so kann die zustän-
dige Behörde die Massnahme in einer Strafanstalt vollziehen lassen.
Fällt der Grund der Versetzung dahin, so hat die zuständige Behörde
den Eingewiesenen in die Arbeitserziehungsanstalt zurückzuver-
setzen.

Art. -700ter (neu)

Bedingte Ent- l. Nach einer Mindestdauer der Massnahme von einem Jahr
Aufhebender w^ ^er Eingewiesene von der zuständigen Behörde für eine
Massnahme Probezeit von einem bis drei Jahren bedingt entlassen, wenn an-

zunehmen ist, er sei zur Arbeit tüchtig und willig und er werde
sich in der Freiheit bewähren. Sie stellt den bedingt Entlassenen
unter Schutzaufsicht.

Begeht der Entlassene während der Probezeit ein Verbrechen
oder Vergehen, handelt er trotz förmlicher Mahnung der zuständi-
gen Behörde einer ihm erteilten Weisung zuwider, entzieht er sich
beharrlich der Schutzaufsicht oder täuscht er in anderer Weise das
auf ihn gesetzte Vertrauen, so ordnet die zuständige Behörde die
Rückversetzung an. In leichten Fällen kann von der Rückver-
setzung Umgang genommen werden.

Wird er wegen der strafbaren Handlung verurteilt, so kann
von der Rückversetzung Umgang genommen werden.
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Die Rückversetzung dauert höchstens zwei Jahre. Die Ge-
samtdauer der Massnahme darf in keinem Fall vier Jahre über-
schreiten und ist von der zuständigen Behörde spätestens mit dem
zurückgelegten dreissigsten Altersjahr des Eingewiesenen aufzu-
heben.

Wird von der Rückversetzung Umgang genommen, so kann
die zuständige Behörde statt dessen den Entlassenen verwarnen,
ihm weitere Weisungen erteilen und die Probezeit höchstens um
die Hälfte der ursprünglich festgesetzten Dauer verlängern.

2. Sind die Voraussetzungen der bedingten Entlassung nach
drei Jahren Aufenthalt in der Anstalt noch nicht eingetreten, so
hat die zuständige Behörde zu entscheiden, ob die Massnahme
aufzuheben oder höchstens um ein Jahr zu verlängern sei.

Spätestens mit dem zurückgelegten dreissigsten Altersjahr
des Eingewiesenen wird die Massnahme von der zuständigen Be-
hörde aufgehoben.

3. Der Richter entscheidet, ob und wieweit im Zeitpunkt der
Entlassung aus dem Massnahmevollzug oder im Fall seiner vor-
zeitigen Aufhebung allfällig aufgeschobene Strafen noch voll-
streckt werden sollen. Hierüber äussert sich die zuständige Be-
hörde bei der Mitteilung ihres Beschlusses.

4. Sind seit der Verurteilung, dem Rückversetzungsbeschluss
oder der Unterbrechung der Massnahme mehr als drei Jahre ver-
strichen, ohne dass deren Vollzug begonnen oder fortgesetzt wer-
den konnte, so entscheidet der Richter, ob die Massnahme noch
nötig ist. Er kann auch nachträglich eine Strafe aussprechen oder
eine andere Massnahme anordnen, wenn deren Voraussetzungen
erfüllt sind.

Im gleichen Sinne entscheidet der Richter, wenn die Mass-
nahme aus irgendeinem Grunde schon vor Ablauf von drei Jahren
aufgehoben werden muss, ohne dass die Voraussetzungen für die
bedingte Entlassung erfüllt sind.

5. Artikel 45 Ziffer 1,2,4 und 5 ist anwendbar.

Art. 103

Die Bestimmungen über die Verwahrung von Gewohnheits- AUSSCMUSS der
Verbrechern sind nicht anwendbar. Anwendbarkeit

Art. 104 Abs. 2

* Die Einweisung in eine der in den Artikeln 43, 44 und 100bl"
genannten Anstalten, die Entziehung der elterlichen Gewalt und
eines Amtes der Vormundschaft, das Verbot, einen Beruf, ein Ge-
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werbe oder ein Handelsgeschäft zu betreiben, die Landesverweisung
und die öffentliche Bekanntmachung des Urteils sind nur in den vom
Gesetz ausdrücklich bestimmten Fällen zulässig.

Art. 106
Busse 1 Bestimmt es das Gesetz nicht ausdrücklich anders, so ist der

Höchstbetrag der Busse fünftausend Franken.
2 Handelt der Täter aus Gewinnsucht, so ist der Richter an

diesen Höchstbetrag nicht gebunden.
3 Die Probezeit für die Löschung des Eintrags im Strafregister

nach Artikel 49 Ziffer 4 beträgt ein Jahr.

Art. 108
Ruckfaii Der Rückfall wird nicht berücksichtigt, wenn zur Zeit der Tat

wenigstens ein Jahr vergangen ist, seit der Täter eine Freiheitsstrafe
verbüsst hat oder aus einer der in den Artikeln 42 bis 44 und 100bls

genannten Anstalten entlassen worden ist.

Art. 171
Aufgehoben

Art. 199 Abs. l
1 Betreibt der Täter die Kuppelei gewerbsmässig, hält er

namentlich ein Bordell, so wird er mit Zuchthaus bis zu fünf Jah-
ren oder mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft.

Art. 201 Abs. 3
3... ... wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren

oder mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft.

Art. 284
Aufgehoben

Art. 305 Abs. l
1 Wer jemanden der Strafverfolgung, dem Strafvollzug oder

dem Vollzug einer der in den Artikeln 42 bis 44 und 100bls vorgese-
henen Massnahmen entzieht, wird mit Gefängnis bestraft.

Art. 355 Abs. 5
6 An Personen, die in einem ändern Kanton wohnen, können

Entscheide und Urteile sowie Straf befehle und Strafmandate nach
den für Gerichtsurkunden aufgestellten Vorschriften des Bundes-
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gesetzes betreffend den Postverkehr zugestellt werden, auch wenn
eine ausdrückliche Annahmeerklärung des Angeschuldigten nötig
ist, um das Strafverfahren ohne dessen Einvernahme oder ohne
gerichtliche Beurteilung abzuschliessen. Die Unterzeichnung der
an den Absender zurückgehenden Empfangsbestätigung gilt nicht
als Annahmeerklärung des Angeschuldigten.

Art. 361
In das Strafregister sind auch aufzunehmen die gegenüber Massnahmen

Jugendlichen wegen eines Verbrechens oder Vergehens verhängten betreffen?"
Massnahmen und Strafen, mit Ausnahme des Verweises und der Jugendliche
Busse, Die wegen eines Vergehens erfolgten Eintragungen sind von
vorneherein als gelöscht zu behandeln.

Art. 363 Abs. 4
4 Ein gelöschter Eintrag darf nur Untersuchungsämtern,

Strafgerichten, Strafvollzugsbehörden und den für die Rehabili-
tation und die Löschung zuständigen Gerichten mitgeteilt werden,
unter Hinweis auf die Löschung, und nur wenn die Person, über
die Auskunft verlangt wird, in dem Strafverfahren Beschuldigter
oder dem Strafvollzug Unterworfener ist oder wenn ein Verfah-
ren zur Rehabilitation oder Löschung hängig ist. Ein gelöschter
Eintrag ist auch den Verwaltungsbehörden bekanntzugeben, die
für die Erteilung und den Entzug von Führerausweisen gemäss
Artikel 14 und 16 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember
1958 zuständig sind.

Art. 368
Die Kantone bestimmen, unter Vorbehalt der Unterstützungs- Kostentragung

pflicht der Verwandten (Zivilgesetzbuch, Art. 328), wer die
Kosten des Vollzuges von Strafen und Massnahmen zu tragen hat,
wenn weder der Betroffene selbst noch, falls er unmündig ist,
die Eltern die Kosten bestreiten können.

Art. 370
Zur Durchführung der Erziehungshilfe und der Schutzaufsicht Freiwillige

können geeignete freiwillige Vereinigungen und Privatpersonen Mitwirkung
herangezogen werden.

Art. 371 Abs. 2
Aufgehoben

Art. 372
l. Für das Verfahren gegen Kinder und gegen Jugendliche sind Zuständigkeit

die Behörden des Wohnsitzes oder, wenn das Kind oder der Jugend- der Behorden
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Kostentragung

liehe sich dauernd an einem ändern Ort aufhält, die Behörden des
Aufenthaltsortes zuständig. Übertretungen werden am Begehungs-
ort verfolgt.

In Ermangelung eines Wohnsitzes oder eines dauernden Auf-
enthaltes finden die allgemeinen Bestimmungen über den Gerichts-
stand Anwendung.

Bestehen zwischen Kantonen Anstände über die Zuständig-
keit, so entscheidet der Bundesrat.

2. Die schweizerische Behörde kann von einer Strafverfolgung
absehen, wenn die zuständige Behörde des Staates, in dem sich der
Täter dauernd aufhält, ein Verfahren wegen dieser Tat eingeleitet
hat oder einzuleiten sich bereit erklärt.

Die nach Ziffer l zuständige schweizerische Behörde kann auf
Ersuchen der ausländischen Behörde auch die Beurteilung von
Kindern und Jugendlichen übernehmen, die eine strafbare Hand-
lung im Ausland begangen haben, sofern sie Schweizer sind oder in
der Schweiz Wohnsitz haben oder sich dauernd in der Schweiz auf-
halten. Die schweizerische Behörde wendet ausschliesslich schwei-
zerisches Recht an.

Art. 373

Die Kantone bestimmen, unter Vorbehalt der Unterstützungs-
pflicht der Verwandten, wer die Kosten der gegen Kinder und Ju-
gendliche angeordneten Massnahmen und Strafen zu tragen hat,
wenn weder der Versorgte noch die Eltern die Kosten bestreiten
können (Zivilgesetzbuch, Artikel 284).

2. Verdienst-
anteil
Grundsatz

Art. 375 Abs. 2
2 Hat der Angeklagte trölerisch ein Rechtsmittel ergriffen, so

wird die Dauer der dadurch verlängerten Sicherheitshaft nicht
angerechnet.

Art. 276

Personen, die nach diesem Gesetz in eine Anstalt eingewiesen
werden, soll für die ihnen zugewiesene Arbeit bei gutem Verhalten
und befriedigender Arbeitsleistung ein Verdienstanteil zukommen,
dessen Höhe von den Kantonen bestimmt wird.

Verwendung
wahrend des
Freiheitsentzug!

Art. 377

(Randtitel)
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Art. 379

1. Die Kantone haben die Schutzaufsicht für die gesetzlich
vorgesehenen Fälle einzurichten. Sie können sie auch geeigneten
freiwilligen Vereinigungen übertragen.

Für jeden Schützling wird ein Fürsorger bezeichnet.

2. Die Schutzaufsicht ist von dem Kanton auszuüben, der
sie verfügt hat. Vorbehalten bleiben die Möglichkeit der Abtretung
des Strafvollzuges oder der Schutzaufsicht an einen ändern Kanton
und die Regelung des Vollzuges bei Zusammentreffen mehrerer
Strafen und Massnahmen.

Übersiedelt der Schützling in einen ändern Kanton, so hat
dessen Schutzaufsichtsamt auf Ersuchen des Kantons, der die
Schutzaufsicht verfügt hat, bei der Bestellung des Fürsorgers mit-
zuhelfen.

Ist der Schützling aus dem Vollzugskanton ausgewiesen, so
bleibt die Ausweisung für die Dauer der Schutzaufsicht auf-
geschoben.

Art. 382
1 Die Kantone sorgen dafür, dass die den Vorschriften dieses

Gesetzes entsprechenden Anstalten zur Verfügung stehen.
2 Die Kantone können über die gemeinsame Errichtung von

Anstalten Vereinbarungen treffen.

3. Schutz-
aufsicht

1. Anstalten
Pflicht der
Kantone zur
Errichtung

Art. 384

Die Kantone können mit Privatanstalten, die den Anforde-
rungen dieses Gesetzes entsprechen, Vereinbarungen treffen über
die Einweisung in Trinkerheilanstalten, andere Heilanstalten und
Pflegeanstalten, offene Anstalten für Verwahrte, Heime für die
zeitweilige Unterbringung bedingt Entlassener oder Entlassungs-
anwärter, Erziehungsheime für Kinder und Jugendliche, Beob-
achtungsanstalten, Erziehungsheime für besonders schwierige
Jugendliche sowie Arbeitserziehungsanstalten für Frauen.

Zulassung von
Privatanstalten

Art. 385

Die Kantone sorgen dafür, dass für die Einschliessung Jugend- 2. Räume una
lieber (Art. 95) geeignete Räume oder Anstalten zur Verfügung Anstalten

stehen.

Art. 391

für die
EinscMtessung
Jugendlicher

Die Kantone unterstellen die für den Vollzug von erziehen- 5. Aufsicht
sehen und sichernden Massnahmen bestimmten Privatanstalten der Kantone
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sowie die Erziehungshilfe und die Unterbringung in einer Familie
(Art. 84 und 91) einer sachgemässen, insbesondere auch ärztlichen
Aufsicht. i

Art. 393

Aufgehoben

Elfter Titel: Ergänzende und Schlussbestimmungcn

Art.397Ms

Befugnis des 1 Der Bundesrat ist befugt, nach Anhören der Kantone, er-
zùm EriassS gänzende Bestimmungen aufzustellen über
denSim-"" a. den Vollzug von Gesamtstrafen, Zusatzstrafen und mehre-
mungen ren gleichzeitig vollziehbaren Einzelstrafen und Massnahmen,

b. die Übernahme des Vollzuges von Strafen und Massnahmen
durch einen ändern Kanton,

c. die Beteiligung des Heimat- und Wohnkantons an den
Kosten des Vollzuges von Strafen und Massnahmen,

d. das Vorgehen, wenn ein Täter zwischen der Begehung der
Tat und der Beurteilung oder während des Vollzuges einer Strafe
oder Massnahme von einer Altersstufe in eine andere übertritt, so-
wie wenn die strafbaren Handlungen in verschiedenen Altersstufen
verübt wurden,

e. den tageweisen Vollzug von Haftstrafen und Einschlies-
sungsstrafen von nicht mehr als zwei Wochen, sowie den Vollzug
von Einschliessungsstrafen in besondern Lagern und ähnlichen
Einrichtungen,

/ den Vollzug der Haftstrafen und Einschliessungsstrafen
in der Form, dass der Verurteilte nur die Freizeit und die Nacht in
der Anstalt zu verbringen hat,

g. den Vollzug von Strafen und Massnahmen an kranken
gebrechlichen und betagten Personen,

h. die gänzliche Entfernung des Strafregistereintrags,
i. die Arbeit in den Anstalten und die Nachtruhe,
k. die Anstaltskleidung und die Anstaltskost,
/. den Empfang von Besuchen und den Briefverkehr,
m. die Entlöhnung der Arbeit und der Freizeitbeschäftigung.
2 Der Bundesrat kann über die Trennung der Anstalten für

Frauen auf Antrag der zuständigen kantonalen Behörde besondere
Bestimmungen aufstellen.
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3 Der Bundesrat kann über die Trennung der Anstalten des
Kantons Tessin auf Antrag der zuständigen kantonalen Behörde
besondere Bestimmungen aufstellen.

4 Dter Bundesrat ist befugt, zwecks Weiterentwicklung der
Methoden des Straf- und Massnahmenvollzugs versuchsweise für
beschränkte Zeit vom Gesetz abweichende Vollzugsformen zu
gestatten.

II

Die nach diesem Gesetz erforderlichen Anstaltsreformen
sind von den Kantonen so bald als möglich, spätestens jedoch
innert zehn Jahren nach Inkrafttreten der revidierten Bestimmun-
gen durchzuführen. Der Bundesrat trifft für die Zwischenzeit die
nötigen Anordnungen.

III

1. Das Verhältnis der neuen Bestimmungen zum bisherigen
Recht bestimmt sich nach den Regeln der Artikel 336 Buchstabe e,
337 und 338.

2. Artikel 100Ms Ziffer 4 gilt nur bis zur Schaffung einer ge-
schlossenen Arbeitserziehungsanstalt.

3. Die Folgen, welche die bisherige Gesetzgebung des Bun-
des und der Kantone an die Einstellung in der bürgerlichen Ehren-
fähigkeit knüpfte, gelten nicht für die Amtsunfähigkeit (Art. 51).

Artikel l des Bundesgesetzes vom 29. April 1920 betreffend
die öffentlichrechtlichen Folgen der fruchtlosen Pfändung und des
Konkurses erhält folgenden Wortlaut:

«Die fruchtlose Pfändung und der Konkurs ziehen die Ein-
stellung im Stimmrecht und im aktiven Wahlrecht nicht nach
sich. » Absatz 3 des Artikels l wird aufgehoben.

Die Folgen der in früheren Urteilen ausgesprochenen Ein-
stellungen in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit fallen mit dem In-
krafttreten dieses Gesetzes dahin, soweit sie nicht die Wählbar-
keit in Behörden und öffentliche Ämter betreffen.

4. Artikel 241 Absatz l des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1934
über die Bundesstrafrechtspflege wird wie folgt geändert :

«Das urteilende Gericht verfügt, welcher Kanton mit dem
Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer Massnahme beauftragt
wird.»

IV

Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes.

Bundesblatt. 123.Jahrg. Bd.! 34
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Also beschlossen vom Ständerat

Bern, den 18. März 1971

Der Präsident : Theus

Der Protokollführer: Sauvant

Alo beschlossen vom Nationalrat

Bern, den 18. März 1971

Der Präsident : Weber

Der Protokollführer : Hufschmid

Der Schweizerische Bundesrat beschliesst:

Das vorstehende Bundesgesetz ist gemäss Artikel 89 Absatz 2 der Bundes-
verfassung und Artikel 3 des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 betreffend
Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse zu veröffentlichen.

Bern, den 18. März 1971

Im Auftrag des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundeskanzler:
Huber

Datum der Veröffentlichung: 26. März 1971
Ablauf der Referendumsfrist: 24. Juni 1971
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